
LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
16. Wahlperiode 

 

Drucksache  16/2107 

 21.02.2013 
 

Datum des Originals: 21.02.2013/Ausgegeben: 25.02.2013 

Die Veröffentlichungen des Landtags Nordrhein-Westfalen sind einzeln gegen eine Schutzgebühr beim Archiv des  
Landtags Nordrhein-Westfalen, 40002 Düsseldorf, Postfach 10 11 43, Telefon (0211) 884 - 2439, zu beziehen. Der  
kostenfreie Abruf ist auch möglich über das Internet-Angebot des Landtags Nordrhein-Westfalen unter  
www.landtag.nrw.de 

 

 
Beschlussempfehlung und Bericht 
 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
 
 
zu dem Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
- Drucksache 16/1400 - 
 
2. Lesung 
 
 
 
 
 
Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-Westfalen für 
das Haushaltsjahr 2013 (Haushaltsgesetz 2013) 
 
Einzelplan 07 - Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport 
 
 
 
 
 
Berichterstatterin    Abgeordnete Verena Schäffer  GRÜNE 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
Der Entwurf des Einzelplans 07 wird unverändert angenommen. 
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Bericht 
 
 
A Beratungsergebnis der Fachausschüsse 
 
Der Entwurf des Einzelplans 07 wurde vom 
 
- Ausschuss für Kultur und Medien     Vorlage 16/612 
- Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend    Vorlage 16/613 
und vom 
-  Hauptausschuss       Vorlage 16/614 
 
beraten. Zusätzliche Erläuterungen zum Einzelplan 07 lagen den beteiligten 
Fachausschüssen mit den Vorlagen 16/410 und 16/411 vor. 
 
a) Der Ausschuss für Kultur und Medien hat die kulturrelevanten Kapitel 07 100 

(Landesarchiv, Archivwesen) und 07 050 (Kulturförderung) in seiner Sitzung am 
20. Februar 2013 abschließend beraten und abgestimmt. Ein Einführungsbericht liegt 
als Vorlage 16/563 vor. Eine weitere Vorlage 16/580 lag ebenfalls vor. Der 
Einzelplan  07 – Zuständigkeitsbereich des Ausschusses – wurde mit den Stimmen der 
Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktionen von CDU und FDP bei Enthaltung der PIRATEN-Fraktion angenommen. 
Änderungsanträge lagen dort nicht vor. 

 
b) Der Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend hat seine Beratungen am 

31. Januar 2013 abgeschlossen. Mit den Stimmen der Fraktionen von SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP bei 
Enthaltung der PIRATEN-Fraktion erfolgte die unveränderte Annahme. 
Änderungsanträge wurden dort nicht zur Abstimmung gestellt. Die Fraktionen stellten 
Änderungsanträge ggf. für die abschließende Sitzung des Haushalts- und 
Finanzausschusses in Aussicht. 

 
d) Der Hauptausschuss hat das in seinen Zuständigkeitsbereich fallende Kapitel 07 070 

(Landeszentrale für politische Bildung) in seiner Sitzung am 31. Januar 2013 
abschließend beraten und abgestimmt. Eine zusätzliche Vorlage 16/549 lag zu den 
Beratungen vor. Der Einzelplan 07 - Zuständigkeitsbereich des Ausschusses – wurde 
einstimmig unverändert angenommen. 

 
 
B Beratungsergebnisse der Berichterstatter des Haushalts- und 

Finanzausschusses 
 
Die Berichterstatter des Haushalts- und Finanzausschusses haben sich mit dem Entwurf des 
Einzelplans 07 befasst. Das Ergebnis der Beratungen ergibt sich aus der Vorlage 16/516. 
 
 
C Abschließende Beratung im Haushalts- und Finanzausschuss 
 
Das für alle Einzelpläne zusammengefasste Ergebnis der Beratungen des Personaletats im 
Unterausschuss "Personal" ist der Vorlage 16/600 zu entnehmen. Der Unterausschuss 
„Personal“ hat in seiner Sitzung am 29. Januar 2013 die personalrelevanten Teile des 
Einzelplans 07 mit den Stimmen der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP bei Enthaltung der PIRATEN-Fraktion 
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angenommen. Änderungsanträge lagen zu den Schlussberatungen des Unterausschusses 
„Personal“ nicht vor.  
 
Die Beratungen zu diesem Bereich des Haushalts im Haushalts- und Finanzausschuss sind 
in dem Bericht zum Entwurf des Haushaltsgesetzes 2013  
- Drucksache 16/2100 - dargestellt.  
 
Das Ergebnis der Beratungen einzelplanübergreifender Anträge ist dem Bericht zum 
Einzelplan 20 - Drucksache 16/2120 - zu entnehmen. 
 
Der Haushalts- und Finanzausschuss hat sich am 21. Februar 2013 abschließend mit dem 
Entwurf des Einzelplans 07 befasst. In der abschließenden Sitzung des Haushalts- und 
Finanzausschusses lagen vier Änderungsanträge der CDU-Fraktion sowie zwei 
Änderungsanträge der PIRATEN-Fraktion zur Abstimmung vor. Ein weiterer Antrag der 
CDU-Fraktion wurde zurückgezogen. Die Ergebnisse der Abstimmungen über die 
Änderungsanträge der Fraktion sind im Anhang dargestellt.   
 
 
D Gesamtabstimmung 
 
In der Gesamtabstimmung wurde der Entwurf des Einzelplans 07 mit den Stimmen der 
Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der 
CDU, FDP sowie der PIRATEN-Fraktion unverändert angenommen. 
 
 
 
 
 
 
Christian Möbius 
Vorsitzender 
 
 
Anhang: 4 Änderungsanträge der CDU-Fraktion  
  2 Änderungsanträge der PIRATEN-Fraktion 
 
 
Anlage: Veränderungsnachweis des Finanzministeriums (entfällt) 
 
    Änderungen in den Haushaltsansätzen (entfällt) 
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Änderungsantrag zum Einzelplan 07 
zum Haushaltsgesetz 2013 

 
Sachhaushalt 

 

lfd. Nr. 
des 

Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 
1 

 
PIRATEN 

 
Kapitel  07 040 
Titel   xxx xx 
Titelbezeichnung     Fonds zur Klärung im Falle von Klagen bei 
                                   Nichterfüllung des Rechtsanspruches auf einen 
                                  U3-Platz und Beratung von Eltern 
 
 
Einrichtung eines neuen Titels 
 
 
2013 
 
von   5.000.000 Euro 
 
Begründung: 
Ab 1.August 2013 haben Eltern einen Rechtsanspruch auf einen U3-Platz 
ab dem vollendeten 1. Lebensjahr. Bis zu diesem Datum werden 
voraussichtlich nicht genug Plätze vorhanden sein.  
  
Aus diesem Titel sollen Träger von Kindertagesstätten und Kommunen im 
Falle einer Klage unterstützt werden. Zum Anderen soll aus diesem Titel 
eine Beratungsstelle finanziert werden, an die sich Eltern wenden können, 
welche keinen Betreuungsplatz für ihre Kinder unter drei Jahren 
bekommen. 

abgelehnt  
 
SPD  nein 
CDU  nein 
GRÜNE nein 
FDP  nein 
PIRATEN ja 
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Änderungsantrag zum Einzelplan 07 

zum Haushaltsgesetz 2013 
 

Sachhaushalt 
 

lfd. Nr. 
des 

Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 
2 

 
CDU 

 
Kapitel 07 040 Kinder- und Jugendhilfe 
Titelgruppe 67 Umsetzung der Ergebnisse des Runden   
   Tisches „Sexueller Kindesmissbrauch“ im  
   familiären Bereich  
Titel 686 67  Sonstige Zuschüsse für laufende Zuschüsse im 
   Inland 
 
Einrichtung einer neuen Titelgruppe 
 
2013        2012 
von                  0 Euro    0 Euro 
um  10.000.000 Euro 
auf  10.000.000 Euro 
 
Begründung:  
Die Empfehlung des Runden Tisches „Sexueller Kindesmissbrauch“ zum 
ergänzenden Hilfesystem auch für Betroffene aus dem familiären Bereich 
muss dringend umgesetzt werden. Es müssen unbürokratische Hilfen für 
Betroffene sichergestellt werden – insbesondere dort, wo das 
Unterstützungsangebot bereits bestehender Hilfesysteme an Grenzen 
gerät. An dem hierfür empfohlenen Fonds in Höhe von 100 Mio. Euro 
sollen sich Bund und Länder gleichermaßen beteiligen.  
Nordrhein-Westfalen soll seinen Anteil daran in Höhe von 10.000.000 
Euro im Haushaltsjahr 2013 bereitstellen und damit die Zusage zur 
Unterstützung der Opfer familiären Missbrauchs umsetzen.  

abgelehnt  
 
SPD  nein 
CDU  ja 
GRÜNE nein 
FDP  Enth.  
PIRATEN Enth.  
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Änderungsantrag zum Einzelplan 07 
zum Haushaltsgesetz 2013 

 
Sachhaushalt 

 

lfd. Nr. 
des 

Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 
3 

 
CDU 

 
Kapitel 07 040 Kinder- und Jugendhilfe 
Titelgruppe 98 Kostenerstattung Elternbeitragsfreiheit 
Titel 633 98 Zuweisungen an Träger der öffentlichen 
 Jugendhilfe 
 
Reduzierung des Baransatzes 
 
 
2013        2012 
von 148.241.200 Euro    142.045.800 Euro 
um 148.241.200 Euro 
auf        0 Euro 
 
Begründung:  
 
Mit der Einführung der Beitragsfreiheit im letzten Kitajahr wurde in 
Anbetracht der derzeitigen Herausforderungen im Elementarbereich eine 
völlig falsche Priorität gesetzt. Ferner ist das beitragsfreie 
Kindergartenjahr sozialpolitisch der falsche Weg. Dadurch werden weder 
Bildungschancen verbessert noch besuchen mehr Kinder die 
Kindergärten. Wer nicht genug verdient, wird heute aufgrund der 
Staffelung der Elternbeiträge ohnehin nicht belastet.  
 
 

abgelehnt  
 
SPD  nein 
CDU  ja 
GRÜNE nein 
FDP  ja 
PIRATEN Enth. 
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Änderungsantrag zum Einzelplan 07 
zum Haushaltsgesetz 2013 

 
Sachhaushalt 

lfd. Nr. 
des 

Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 
4 

 
PIRATEN 

 
Kapitel  07 050 
Titel   Neuer Titel 
Titelbezeichnung Förderung von Hackerspaces in NRW 
 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
2013 

von  Euro 
um 133.700 Euro 
auf 133.700 Euro 

 
Begründung: 
Dieser Titel stellt Mittel zur landesweiten Förderung von Hackerspaces in 
NRW zur Verfügung. 
  
Der Ansatz wurde basierend auf dem durchschnittlichen jährlichen Bedarf 
von  22 284 EUR pro Hackerspace ermittelt. Die gewünschte Förderhöhe 
würde demnach etwa 20% des jährlichen Finanzierungsbedarfs betragen.  
  
Als Grundlage der Berechnung des Gesamtansatzes wurden die 30 
großstädischen Regionen Nordrhein-Westfalen verwendet. 

abgelehnt  
 
SPD  nein 
CDU  nein 
GRÜNE nein 
FDP  nein 
PIRATEN ja 
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Änderungsantrag zum Einzelplan 07 
zum Haushaltsgesetz 2013 

 
Sachhaushalt 

 

lfd. Nr. 
des 

Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 
5 

 
CDU 

 
Kapitel 07 060 Förderung des Sports 
Titelgruppe 60 Zuwendungen und Sachausgaben zur   
   Förderung des Sports 
Titel 686 60  Zuschüsse für laufende Zwecke im Inland 
 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
 
2013        2012 
von   17.629.400   Euro         18.879.400  Euro 
um     1.000.000   Euro 
auf   18.629.400    Euro 
 
Begründung: 
 
Die Erhöhung der Mittel um eine Millionen Euro soll zugunsten der 
Förderung der Übungsarbeit gehen.  
 
Die zusätzlichen Mittel sind für die Unterstützung von Übungsarbeit in 
Vereinen, insbesondere im Bereich der Kinder- und Jugend einzusetzen 
und sollen als zusätzliche Motivation und Anerkennung der geleisteten 
Arbeit dienen.  
 

abgelehnt  
 
SPD  nein 
CDU  ja 
GRÜNE nein 
FDP  Enth.  
PIRATEN Enth.  

 



 
 

10 

 
Änderungsantrag zum Einzelplan 07 

zum Haushaltsgesetz 2013 
 

Sachhaushalt  
 

lfd. Nr. 
des 

Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 
6 

 
CDU 

 
Kapitel 07 070 Landeszentrale für politische Bildung 
Titelgruppe 80 Förderung von Projekten der Gedenkstätten- 
   arbeit und Aufarbeitung der deutschen   
   Geschichte, Erinnerungskultur 
Titel 684 80              Zuschüsse für laufende Zwecke an soziale oder 
   ähnliche Einrichtungen  
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
2013        2012 
von  793.200 Euro     893.200 Euro 
um  100.000 Euro 
auf  893.200 Euro 
 
Begründung: 
 
Die Rücknahme der Kürzungen dienen der soliden Finanzierung der 
Erinnerungskultur, insbesondere im Vorfeld des Jahres 2014 mit den 
Jahrestagen 100 Jahre Erster Weltkrieg, 75 Jahre Zweiter Weltkrieg und 
25 Jahre Mauerfall. Die Deckung erfolgt aus dem Einzelplan 02, Titel 531 
10, Aufgaben der Presseinformation und der Öffentlichkeitsarbeit der 
Ministerpräsidentin. 
 

abgelehnt  
 
SPD  nein 
CDU  ja 
GRÜNE nein 
FDP  Enth.  
PIRATEN Enth.  

 
 


